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Kostenfreie Abgabe von Behandlungsakten 
Patienten haben künftig Anspruch auf die Bereitstellung einer kostenfreien Kopie ihrer vollständigen 
Behandlungsakte laut Beschluss des Bundestags vom 19.12.2025. Nachzulesen im „Gesetz zur Änderung 
des Verbrauchervertrags- und Versicherungsvertragsrechts sowie zur Änderung des 
Behandlungsvertragsrechts“. Mit der neuen Regelung setzt das Bundesjustizministerium die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes in nationales Recht um und konkretisiert bisherige 
Regelungen. Demnach ist Patienten - auf Verlangen unverzüglich Einsicht in die vollständige, ihn 
betreffende Behandlungsakte zu gewähren -. Weiter können - auch Abschriften von der Behandlungsakte, 
einschließlich elektronischer Abschriften - verlangt werden. Weiterhin ist zu lesen, dass die erste Kopie der 
Behandlungsakte unentgeltlich auszuhändigen ist. Eine Einschränkung: Sollten der Einsichtnahme 
erhebliche therapeutische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Dritter entgegenstehen, ist die 
Ablehnung zu begründen.  
Quelle: Bundesjustizministerium, aerzteblatt.de 
 

Für ein selbstbestimmtes Leben im Alter 
Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung legte am 01. Januar 
2026 das erfolgreiche Förderprogramm „Wohnen und Pflege im Alter“ neu auf. Dank der weiterentwickelten 
Kriterien können künftig Vorhaben gefördert werden, die z. B. durch bürgerliches Engagement, 
generationenübergreifende und inklusive Ansätze, innovative Pflegekonzepte oder die Nutzung 
ortsprägender Gebäude überzeugen. Damit soll älteren Menschen, auch bei Pflegebedarf, ein 
selbstbestimmtes Leben in vertrauter Umgebung ermöglicht werden. 
Hierfür stellt das Land 2026 erneut eine Million Euro jährlich zur Verfügung. Jedes einzelne Förderprojekt hat 
dabei Anspruch auf einen Zuschuss bis 100.000 Euro. Förderanträge für einen Projektbeginn im Jahr 2026 
können bis zum 01. April 2026 beim Niedersächsischen Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (LS) 
gestellt werden. Der Förderzeitraum läuft bis 31. Dezember 2031. 
Hintergrund: Im Zuge des demografischen Wandels mit einer stetig zunehmenden Zahl von 
Pflegebedürftigen ist es grundlegendes Interesse des Landes, für das Leben im Alter Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die es älteren Menschen ermöglichen, so lange wie möglich in ihrer häuslichen Umgebung zu 
bleiben. Dies betrifft die bedarfsgerechte Gestaltung sowohl der vor-/pflegerischen Versorgungssituation als 
auch des übergreifenden Wohn- und Lebensumfeldes der Betroffenen insgesamt. Vor diesem Hintergrund 
fördert das Land Niedersachsen die Umsetzung modellhafter regionaler Projekte (insbesondere im 
ländlichen Raum), die ein weitgehendes selbstständiges Leben älterer Menschen in einem häuslichen 
Wohnumfeld auch bei Hochaltrigkeit oder Pflegebedürftigkeit ermöglichen. Mittlerweile kann das Programm 
„Wohnen und Pflege im Alter“ an die Erfahrungen aus rund 130 Modellprojekten der vergangenen zehn 
Jahre anknüpfen. 
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Informationen zur Förderrichtlinie und zu Antragstellung gibt es auf der Website des Niedersächsischen 
Sozialministeriums: www.ms.niedersachsen.de/wohnenundpflege.de  
Quellen: Nds. Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und 
Familie 
 

Dubioses Rentenangebot 
„Berechtigungsbescheinigung – Ihre Rente“, damit lockt ein Schreiben der Verbraucher-Service-Gesellschaft 
(VSG) Hamburg, das zurzeit in Briefkästen landet. Optisch ähneln diese Schreiben der jährlichen 
Renteninformation der gesetzlichen Rentenversicherung. Den Empfängern wird eine angebliche Zusatzrente 
in Höhe von 66.000 Euro in Aussicht gestellt, wenn sie sich telefonisch registrieren lassen. Diese Schreiben 
stammen weder von der Rentenversicherung noch stehen sie mit ihr in irgendeinem Zusammenhang! 
Die VSG Hamburg ist der Verbraucherzentrale bereits bekannt. Ziel der Aktion ist es, persönliche Daten zu 
sammeln und für Werbezwecke oder den Verkauf von Abonnements zu nutzen. 
In ihrer Broschüre „Vorsicht Trickbetrug“ stellt die Deutsche Rentenversicherung die gängigsten Tricks vor. 
Die Broschüre wendet sich auch an Angehörige und Nachbarn älterer Menschen sowie Beschäftigte von 
Pflegdiensten, denn sie können wertvolle Ansprechpartner sein. Die Broschüre kann unter - Vorsicht 
Trickbetrug - heruntergeladen werden. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Keine Rentenversicherungspflicht bei bloßer Sachleistungsaushilfe 
Urteil: 10. Senat des Bundesozialgerichts vom 11. Dezember 2025 (Az.: B 10/12 R 4/23 R) 
Die Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen für Pflegepersonen ist eine Leistung der sozialen 
Pflegeversicherung an ihre Versicherten. Eine Rentenversicherungspflicht entsteht daher nur, wenn die 
pflegende Person in der sozialen Pflegeversicherung versichert ist und das Gesetz deshalb eine Zahlung 
von Rentenversicherungsbeiträgen durch die Pflegekasse vorsieht. Auf einen berenteten EU-Bürger, der in 
Deutschland lediglich im Wege der Sachleistungshilfe nach europäischen Vorschriften gepflegt wird, trifft das 
nicht zu. Für seine Versicherung und speziell für Sozialleistungen in Geld, wie die Zahlung von 
Rentenversicherungsbeiträgen für seinen nicht erwerbsmäßig tätigen Pfleger, bleibt allein sein Heimatstaat 
zuständig. 
Hintergrund: (gekürzt) Im entschiedenen Fall pflegte der Kläger in Deutschland seine ausschließlich in 
Frankreich versicherten Schwiegereltern. Der Kläger hatte bei der beigeladenen Pflegekasse die Zahlung 
von Beiträgen zu seiner gesetzlichen Rentenversicherung beantragt. Die beigeladene Pflegekasse hatte die 
Zahlung ebenso abgelehnt wie die beklagte Deutsche Rentenversicherung die Feststellung seiner 
Rentenversicherungspflicht. Das Sozialgericht hatte dem Kläger Recht gegeben. Das Landessozialgericht 
hat die Entscheidung des Sozialgerichts aufgehoben und seine auf Feststellung seiner 
Rentenversicherungspflicht gerichtete Klage abgewiesen. Mehr dazu, siehe Urteil. 
Quelle: 10. Senat des Bundessozialgerichts 
 

Digitaler Steuerbescheid 
Zum Jahreswechsel 2025/2026 begann in Deutschlands Steuerverwaltung eine neue Ära. Was bislang 
freiwillig war, wurde zur Pflicht. Die Änderung gilt bereits für Bescheide zu den Steuererklärungen 2025, die 
im Jahr 2026 verschickt werden. Hintergrund ist das Bürokratieentlastungsgesetz, das Verwaltungsprozesse 
vereinfachen und Digitalisierung konsequent voranbringen soll. Bisher mussten Steuerzahler aktiv 
zustimmen, wenn sie ihre Dokumente online abrufen wollten. Ab diesem Jahr kehrt sich das Verfahren um. 
Wer nichts unternimmt, erhält den Bescheid automatisch digital. Nur Steuerzahler, die weiterhin eine 
Papierzustellung wünschen, müssen dem aktiv widersprechen, direkt im Elster-Portal unter „Einwilligung zur 
elektronischen Bekanntgabe“. Der einmal hinterlegte Widerspruch gilt dauerhaft. 
Hinweis: Sobald das Finanzamt die Steuererklärung bearbeitet hat, wird der Bescheid als PDF-Datei in das 
persönliche Elster-Postfach eingestellt. Das Dokument kann direkt über „Mein Elster“ oder über eine 
verbundene Steuersoftware abgerufen, gespeichert und archiviert werden. Der digitale Bescheid ist rechtlich 
einem Papierbescheid gleichgestellt. Vier Tage nach der Bereitstellung beginnt automatisch die einmonatige 
Einspruchsfrist. Wer Fehler entdeckt, sollte also zeitnah Einspruch einlegen. Wird das Postfach nur selten 
geprüft, drohen Fristversäumnisse. Daher empfiehlt es sich, unbedingt die E-Mail-Benachrichtigung zu 
aktivieren und das Postfach regelmäßig zu prüfen. 
Für Menschen ohne Internetzugang oder denen die elektronische Kommunikation nicht zumutbar ist, zum 
Beispiel aus alters- oder gesundheitsbedingten Gründen, gilt eine Härtefallregelung. Sie erhalten weiterhin 
automatisch Papier. Betroffene Steuerzahler müssen aber selbst aktiv werden und die sogenannte 
Härtefallregelung beantragen. 
Quelle: Bund der Steuerzahler, ihre-vorsorge.de 
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Kürzung von privaten Renten 
Urteil: Bundesgerichtshof (BGH) v. Dez. 2025 Az.: IV ZR 34/25 
Millionen Sparerinnen und Sparer kann dieses Urteil eine Menge Geld bringen, denn Versicherer dürfen 
nicht einseitig nachträglich in fondsgebundenen Riester-Rentenverträgen die zu zahlende Rente kürzen. 
Versicherte, die in fondsgebundene Policen auch fürs Alter Geld zurücklegen, fragen sich deshalb, ob sie 
vom Urteil des BGH profitieren können. Antwort: Kommt drauf an. In dem konkreten Fall war die 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg gegen die Allianz Lebensversicherung bis vor den 
Bundesgerichtshof gezogen. Urteil: Die Allianz darf eine Kürzung des Rentenfaktors nicht vornehmen, wenn 
sie sich nicht gleichzeitig verpflichtet, den Rentenfaktor später wieder zu erhöhen, sofern sich die Umstände 
ändern, die vorher zur Kürzung führten. Eine einseitig formulierte Klausel benachteiligt Sparerinnen und 
Sparer. Mit dem Rentenfaktor wird festgelegt, wie viel Versicherte pro 10.000 Euro angespartes Kapital 
später als Rente erhalten. 
Um welche Verträge geht es? Laut BGH geht es dabei um Verträge, die zwischen Juni 2001 und November 
2006 abgeschlossen wurden. Nach Beobachtungen der Verbraucherzentralen sind die inzwischen von 
mehreren Gerichten beanstandeten Kürzungs-Klauseln sowohl in einigen fondsgebundenen Verträgen der 
betrieblichen Altersversorgung (Pensionskassen) wie auch bei der Riester-Rente und privaten 
fondsgebundenen Rentenversicherungen enthalten. Die Verbraucherzentralen schätzen, dass bis zu einer 
siebenstelligen Zahl an Sparerinnen und Sparern aufgrund der Klausel betroffen sein können. 
Was betroffene Sparer jetzt tun können, ist unter dieser Adresse beschrieben: 
https://www.ihre-vorsorge.de/rente/nachrichten/kuerzung-von-privaten-renten-rechtswidrig-was-sparer-jetzt-
tun-koennen  
Quelle: Bundesgerichtshof, ihre-vorsorge.de 
 

Termin- und Arztsuche 
Es gibt mehrere Möglichkeiten für die Termin- und Arztsuche. Suchende können zum Beispiel die 
Terminservicestellen der Kassenärztlichen Vereinigungen nutzen. Sie sind telefonisch kostenlos unter der 
Nummer 116117 (ohne Vorwahl) oder online (www.116117.de) zu erreichen. Möglich ist es auch, über 
private Anbieter wie www.doctolib.de oder die entsprechende App einen Termin zu buchen. Wer per Telefon 
kein Glück hat, kann es bei vielen Ärztinnen und Ärzten online über deren Homepage versuchen. 
Nicht wenigen Versicherten ist unklar, wann sie zum Hausarzt gehen sollten und wann zum Facharzt. Die 
Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) empfiehlt, zunächst stets einen Hausarzt oder 
eine Hausärztin aufzusuchen. Eine Überweisung an den Facharzt ist nicht immer nötig, wohl aber wegen 
eine Krebsbehandlung in einer onkologischen Praxis oder für eine bestimmte Röntgenaufnahme beim 
Radiologen. 
Gut zu wissen: Um einen Termin beim Facharzt zu bekommen, kann es helfen, eine Überweisung des 
Hausarztes vorlegen zu können, selbst wenn diese nicht vorgeschrieben ist. Das zeigt den Mitarbeitenden in 
der Facharztpraxis, dass der Hausarzt einen Besuch beim Facharzt für tatsächlich angebracht hält. Eilt es 
aus gesundheitlichen Gründen, schreibt der Hausarzt normalerweise einen Dringlichkeitscode auf die 
Überweisung. Auch das sollte dazu beitragen, schneller einen Termin zu erhalten. 
Wer gesetzlich krankenversichert ist, kann natürlich auch versuchen, eine Praxis aufzusuchen, die nur für 
privat Krankenversicherte gedacht ist. Dann muss der Patient allerdings alle Dienstleistungen der Ärztin oder 
des Arztes nach Rechnung selbst bezahlen. 
Umgekehrt sind Privatversicherte bei Kassenärzten gern gesehene Patienten, weil die private 
Krankenversicherung besser als die gesetzlichen Kassen bezahlen. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, ihre-vorsorge.de 
 

AOK-Pflegenavigator 
Der Pflegenavigator der AOK ist erweitert worden und informiert ab sofort auch über Anbieter von 
Beratungsbesuchen, die für Bezieherinnen und Bezieher von Pflegegeld verpflichtend sind. Nach Eingabe 
der Postleitzahl im Online-Portal werden ambulante Pflegedienste oder anerkannte Beratungsstellen mit 
pflegefachlicher Kompetenz in der Nähe angezeigt, die diese Besuche durchführen. 
Hintergrund: Im Sozialgesetzbuch (SGB) XI ist festgeschrieben, dass für pflegebedürftige Menschen, die 
ohne Hilfe eines ambulanten Pflegedienstes zu Hause gepflegt werden und dafür Pflegegeld erhalten, 
Besuche in den Pflegegraden 2 und 3 halbjährlich, in den Pflegegraden 4 und 5 vierteljährlich zu erfolgen 
haben. Mit der aktuellen Pflegegesetzgebung, die noch nicht in Kraft getreten ist, sollen die verpflichtenden 
Beratungsbesuche in diesem Jahr auch für die Pflegegrade 4 und 5 auf den halbjährlichen Rhythmus 
umgestellt werden. 
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Die Besuche finden in der Regel vor Ort in der häuslichen Umgebung statt, können aber nach dem ersten 
Besuch zuhause auch per Videokonferenz durchgeführt werden. Sie dienen dazu, den Pflegebedürftigen 
und ihren Angehörigen oder pflegenden Bezugspersonen regelmäßig Hilfe und praktische Unterstützung mit 
der nötigen pflegefachlichen Kompetenz anzubieten, wie Tipps zu Pflegehilfsmitteln, zur Mobilisation der 
Pflegebedürftigen, zu den Themen Ernährung und Hygiene sowie Entlastungsmöglichkeiten für die 
pflegenden Personen. 
Mehr dazu im SGB XI  
§7a. Pflegeberatung,  
    b. Pflicht zum Beratungsangebot und Beratungsgutscheine,  
    c. Pflegestützpunkte, Verordnungsermächtigung  
Wer allerdings die Beratungen, sie werden dokumentiert, nicht in den vorgegebenen Intervallen wahrnimmt, 
riskiert eine Kürzung oder Streichung des Pflegegeldes.  
Quellen: AOK-Bundesverband, Sozialgesetzbuch XI 


